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AUF DIE EUPHORIE FOLGT DIE ENTTÄUSCHUNG: Nach der Flucht Hunderter Migranten aus Idomeni nach Mazedonien ging es
zwangsweise wieder zurück nach Griechenland. Foto: AFP

Zurück im Schlamm-Camp
Mazedonien schickt Migranten wieder nach Idomeni / „Mit Schlagstöcken traktiert“

Von unserem Mitarbeiter
Gregor Mayer

Idomeni. Sie sind erschöpft, durch-
nässt, und die Enttäuschung ist ihnen
ins Gesicht geschrieben. Hunderte
Flüchtlinge sind gestern von Mazedo-
nien nach Griechenland zurückmar-
schiert. Hoffnungsfroh waren sie am
Vortag aus dem elenden und ver-
schlammten Camp Idomeni aufgebro-
chen, um den wenige Kilometer langen
Grenzzaun der Mazedonier zu umge-
hen. Doch die mazedonischen Sicher-
heitskräfte hielten sie auf ihrem Gebiet
auf und zwangen sie mit aller Härte –
und möglicherweise illegal – nach
Griechenland zurück.

„Wir sahen uns einem Spalier maze-
donischer Soldaten gegenüber, bewaff-
net und mit Hunden“, berichtet Abir,
eine 40-jährige Syrerin. Die Menschen
hatten da schon einen Gewaltmarsch
von etwa acht Kilometern hinter sich.
Noch in Griechenland mussten sie ei-
nen Bach überqueren, der wegen der
ausgiebigen Regenfälle der vergange-
nen Tage zum reißenden Gewässer an-
geschwollen war. „Die Soldaten ließen
uns nicht weiter, aber taten uns so weit
nichts, obwohl es bedrohlich war.“ Ihre

Gruppe, erzählt die Syrerin, stellte an
Ort und Stelle die aus Idomeni mitge-
brachten Zelte auf und übernachte-
te. „Am Morgen machten die Soldaten
unsere Zelte kaputt und riefen, wir
sollten von hier verschwinden.“

Der Syrer Mohammed Abusch (29)
berichtet von mutmaßlichen tätlichen
Übergriffen seitens des mazedonischen

Militärs. Seine Gruppe wurde ein we-
nig tiefer im Landesinneren gestellt.
„Nach ein paar Stunden verfrachteten
sie uns auf einen Militär-Lastwagen
und setzten uns irgendwo an der grü-
nen Grenze aus“, erzählt er. Dabei sei-
en sie von den Soldaten mit Schlagstö-
cken traktiert worden.

Die Berichte der Flüchtlinge lassen
sich von unabhängiger Seite vorerst
nicht überprüfen. Aber wenn es stimmt,
dass Mazedonien Hunderte Asylsu-
chende einfach über die „grüne Gren-
ze“, abseits der regulären Grenzüber-
gänge, nach Griechenland zurückge-
schoben hat, dann hat es gegen interna-

tionales Recht verstoßen. Immerhin
meldete die mazedonische Nachrich-
tenagentur Makfaks unter Berufung
auf das Innenministerium in Skopje,
dass 600 bis 700 Migranten an Grie-
chenland „zurückgegeben“ worden sei-
en. In Athen wusste man nichts davon.

Der Exodus begann am Montag im
Zentrum des Camps Idomeni. Wie auf
ein geheimes Zeichen marschierten jun-
ge Männer los in Richtung Chamilo, ei-
nem Dorf westlich von Idomeni. Sofort
folgten ihnen Hunderte weitere Flücht-
linge. Selbst der Hochwasser führende
Bach kurz vor der mazedonischen Gren-
ze hielt sie nicht auf. Die griechischen
Behörden veröffentlichten jetzt ein
Flugblatt, das vor dem Exodus in Ido-
meni verteilt worden sein soll. Signiert
ist es mit „Kommando Norbert Blüm“.
Der deutsche Ex-Politiker hatte zuvor
aus Solidarität mit Flüchtlingen eine
Nacht im Zelt in Idomeni verbracht.
Über die Urheberschaft gab es keine ge-
sicherten Erkenntnisse. Der Sprecher
des UN-Hilfswerks UNHCR in Idome-
ni, Babar Baloch, hält es für möglich,
dass der Flyer das Werk von Schmugg-
ler-Netzwerken war. Blüm selbst hat
damit jedenfalls nichts zu tun, wie der
Ex-Bundesminister versicherte.

Blüm distanziert sich
von Flugblatt-Aktion

War Exodus
organisiert?

Der Exodus Hunderter Migranten aus
Griechenland nach Mazedonien ist
nach Ansicht der Regierung in Athen
durch ein Flugblatt in arabischer Spra-
che ausgelöst worden. Darin sei den
Migranten, die seit Wochen im Camp
von Idomeni ausharren, gezeigt wor-
den, wie sie den mazedonischen Zaun
umgehen können. Zudem wurden mit
diesen Flyern falsche Informationen
über die Absichten Athens verbreitet,
hieß es vom griechischen Krisenstab
für die Flüchtlingskrise. Wer dahinter-
steckt, sagte Athen nicht. Der Text der
Flugblätter laut einer in der grie-
chischen Presse veröffentlichten Über-
setzung aus dem Arabischen:

1. Die griechisch-mazedonische
Grenze ist zu und wird zu bleiben. 2. Es
gibt keine Busse oder Züge, die Sie
nach Deutschland bringen werden. 3.
Es ist sehr gut möglich, dass derjenige,
der in Griechenland bleibt, am Ende in
die Türkei abgeschoben wird. 4. Wer es
schafft, illegal in einen anderen Staat
Mittel- oder Osteuropas zu reisen, wird
bleiben können. Deutschland akzep-
tiert noch Flüchtlinge. 5. Es ist mög-
lich, dass das Lager von Idomeni in den
kommenden Tagen evakuiert wird.
Möglicherweise werden Sie dann in an-
dere Lager gebracht und danach in die
Türkei ausgewiesen. Die Lösung: 1.
Der Zaun, der vor Ihnen steht, soll Sie
in die Irre führen, damit Sie glauben,
die Grenze sei geschlossen. Der Zaun
endet fünf Kilometer von hier. Danach
gibt es keinen Zaun, der Sie daran hin-
dern könnte, nach Mazedonien zu rei-
sen. Sie können hier rübergehen
(schauen Sie auf die Karte). 2. Wenn
Sie sich in kleinen Gruppen bewegen,
werden Sie von der mazedonischen Po-
lizei oder der Armee festgenommen
und nach Griechenland zurückge-
bracht. 3. Wenn Sie aber zu Tausenden
versuchen, gleichzeitig über die Grenze
zu kommen, wird die Polizei Sie nicht
stoppen können. Lasst uns alle um
14 Uhr im Camp (von Idomeni) treffen.
Bitte schauen Sie für den Weg zum
Treffpunkt auf die Karte. dpa

Hintergrund

„Es geht um eine faire Entschädigung“
Energiekonzerne klagen vor dem Bundesverfassungsgericht gegen den Atomausstieg

Von unserem Redaktionsmitglied
Tobias Roth

Karlsruhe. Es ist ein fast schon demü-
tiger Auftritt. „Mein Name ist Johannes
Teyssen, ich bin seit 2010 Vorstandsvor-
sitzender von E.ON.“ So stellte sich ges-
tern der Chef des mit Abstand größten
deutschen Energiekonzerns vor dem
Ersten Senat des Bundesverfassungsge-
richts vor. In Karlsruhe steht seit ges-
tern der 2011 nach der Reaktorkatastro-
phe von Fukushima beschlossene Atom-
ausstieg auf dem Prüfstand. Und Teys-
sen machte deutlich, dass es hierbei
nicht nur um sein Unternehmen und
schon gar nicht um ihn selbst gehe. „Ich
stehe hier für viele tausend Anleger, die
Aktien gekauft haben“, sagt Teyssen,
„Sparer und Rentner, die auf Rechts-
schutz vertraut haben“. Bei der Klage,
die E.ON in Karlsruhe angestrengt hat,
gehe es auch nicht um die Energiewen-
de, die man überhaupt nicht infrage
stelle. „Es geht um eine faire Entschädi-
gung.“ Teyssens Auftritt passt zur Lage
der gesamten Branche. Die einst stolzen,

milliardenschweren deutschen Energie-
riesen kämpfen ums Überleben und mit
der Neuausrichtung auf erneuerbare
Energien. E.ON spaltet sein Unterneh-
men auf. Die goldenen Zeiten sind vor-
bei. Die Aktienkurse der Kon-
zerne kennen seit Jahren ei-
gentlich nur eine Richtung:
nach unten. Auch RWE-Chef
Matthias Hartung zeigte sich
gestern kleinlaut. Er bedankte
sich, dass er „für sein Unter-
nehmen, für die Anteilseigner
und Mitarbeiter“ sprechen
dürfe.

In der Sache sind sich die
Top-Manager einig: Mit der
Änderung des Atomgesetzes
wurden sie enteignet und in ih-
rem Berufsfreiheitsrecht betroffen, des-
halb klagen sie vor dem Verfassungsge-
richt. Man solle das Kapitel Kernenergie
doch „mit Anstand beenden“, sagte
Teyssen. Und die Kosten dafür nicht nur
auf Anleger und Eigentümer abwälzen,
sondern „solidarisch auf die Gemein-
schaft.“ Ferdinand Kirchhof, Vizepräsi-

dent des Gerichts und Vorsitzender des
Ersten Senats, zeichnete in seiner Ein-
führung ein „wechselvolles Schicksal
mit mehreren abrupten Richtungsände-
rungen“ nach, das der schon 2002 be-

schlossene Ausstieg aus der
Atomkraft in den folgenden
Jahren genommen hatte. Die
letzte Wendung ist die soge-
nannte 13. Novelle des Atom-
gesetzes, mit der die Bundesre-
gierung acht Atomkraftwerke
sofort stilllegte und die restli-
chen bis Ende 2022 vom Netz
sollen.

Die Entstehung dieser Geset-
zesänderung war am gestrigen
ersten Verhandlungstag ein
zentraler Punkt. Man habe dies

nach vorne gestellt, erklärte Verfas-
sungsrichter Michael Eichberger, der
Berichterstatter des Verfahrens, weil die
Energiekonzerne in ihren Klagen gerade
darauf abzielten. E.ON-Anwalt Rupert
Scholz bezeichnete die Gesetzesnovelle
als „Hetzverfahren“, entstanden aus pu-
rer Hektik. Der „tragische Unglücks-

fall“ von Fukushima habe sich über-
haupt nicht auf Deutschland übertragen
lassen. Das Argument der damaligen
Bundesregierung, Fukushima habe zu
einer neuen Risikobewertung geführt,
sei deshalb nicht haltbar. Diese Wahr-
nehmung sei ein „emotionales Empfin-
den“ gewesen, von der sich Politik nicht
leiten lassen dürfe. Bundesumweltmi-
nisterin Barbara Hendricks (SPD) er-
klärte hingegen, Fukushima sei eine
auch im „Hochtechnologieland Japan
für nicht möglich gehaltene Katastro-
phe“ gewesen. Das wiederum sieht
E.ON-Anwalt Christoph Moench ganz
anders. Dass Tsunamis nach schweren
Seebeben die Ostküste Japans treffen,
sei bekannt gewesen. Gegen die zehn bis
15 Meter hohen Monsterwellen habe
man sich allerdings mit einer lediglich
5,70 Meter hohen Betonwand geschützt,
hinter einem einfachen „Rolltor“ seien
die Notstromaggregate nebeneinander
aufgebaut gewesen. „Es ist unvorstell-
bar“, sagt Moench, das sei schon „be-
dingter Vorsatz.“ Das „Desaster made in
Japan“ sei vermeidbar gewesen.

PRÜFEN DEN ATOMAUSSTIEG: Der Erste Senat mit Gabriele Britz, Andreas Paulus,
Wilhelm Schluckebier, dem Verfahrensberichterstatter Michael Eichberger, dem Vorsitzen-
den Ferdinand Kirchhof, Reinhard Gaier, Johannes Masing und Susanne Baer (von links).

DIE ZEIT LÄUFT AB: Bis Ende 2022 sollen alle Atomkraftwerke in Deutschland vom Netz,
das beschloss die schwarz-gelbe Bundesregierung im Jahr 2011 nach der Reaktor-
katastrophe im japanischen Fukushima. Fotos: dpa
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Die EnBW
als Beifahrer

Karlsruhe (tob). Das Bundesverfas-
sungsgericht verhandelt seit gestern die
Klagen gegen den 2011 von der damali-
gen Bundesregierung beschlossenen
Atomausstieg. Die wichtigsten Fragen
und Antworten zu dem Verfahren:

Wer klagt?

Es klagen die drei Energiekonzerne
E.ON, RWE und Vattenfall. Ihre Klagen
(Az. 1 BvR 2821/11, 1 BvR 321/12 und 1
BvR 1456/12) richten sich gegen das so-
genannte zweite Atomausstiegsgesetz,
das nach der Atomkatatsrophe von Fu-
kushima beschlossen wurde.

Was wollen die Energieversorger
erreichen?

Es geht ihnen vor allem um eine Ent-
schädigung. Diese wird allerdings nicht
das Bundesverfassungsgericht beschlie-
ßen, sondern müsste nach einem Urteil
vor Fachgerichten eingeklagt werden.
Laut Medienberichten ginge es dabei
um bis zu 15 Milliarden Euro.

Warum klagt die EnBW nicht?

Die Karlsruher EnBW ist nahezu voll-
ständig in staatlicher Hand. Vor dem
Verfassungsgericht können aber in der
Regel nur Privatpersonen klagen, nicht
der Staat. EnBW-Vorstandsmitglied
Bernhard Beck betonte gestern, dass der
Konzern die Klagen unterstütze. Die
EnBW ist praktisch Beifahrer. Beck bat
zudem darum, dass eine Entscheidung
auch für die EnBW gelten solle.

Was genau prüfen die Verfassungs-
richter?

Die Frage ist, ob die Gesetzesänderung
gegen das Grundgesetz verstoßen hat. Es
geht dabei um das Eigentumsgrundrecht
(Artikel 14 Grundgesetz), ob es eine ent-
schädigungspflichtige Enteignung war
und ob mit den unterschiedlichen Ab-
schaltterminen für die AKW der Gleich-
heitssatz (Art. 3 GG) verletzt wurde.

Scheidungskosten
steuerlich absetzbar

Köln (dpa). Geschiedene Eheleute kön-
nen die Kosten für ihre Scheidung auch
weiterhin von der Steuer absetzen. Das
hat das Finanzgericht Köln in einem
gestern veröffentlichten Urteil entschie-
den (14 K 1861/15).

Das nach einer Änderung des Einkom-
mensteuergesetzes geltende Verbot der
steuerlichen Berücksichtigung von Pro-
zesskosten gelte nicht für Scheidungs-
verfahren, entschied das Gericht. In dem
Fall hatte eine Frau für 2014 in ihrer
Einkommensteuererklärung rund 2 400
Euro Rechtsanwalts- und Gerichtsge-
bühren als Scheidungskosten geltend
gemacht. Das Finanzamt lehnte die Be-
rücksichtigung der Aufwendungen als
außergewöhnliche Belastungen ab. Die-
se Entscheidung kassierte das Finanzge-
richt.

Union: Strafen
für „Grapscher“

Berlin (dpa). Nach monatelanger Ver-
zögerung wird heute im Bundeskabinett
über die geplante Reform des Sexual-
strafrechts beraten. Der Entwurf aus
dem Haus von Bundesjustizminister
Heiko Maas (SPD) soll es Opfern leich-
ter machen, eine Vergewaltigung auch
dann anzuzeigen, wenn dabei keine Ge-
walt angewendet wurde. Die rechtspoli-
tische Sprecherin der Unionsfraktion im
Bundestag, Elisabeth Winkelmeier-Be-
cker, forderte, auch sexuelle Belästigung
unter Strafe zu stellen. Sie erklärte:
„Auch wenn es ,nur‘ um Grapschen
geht, ist das ein massiver und traumati-
sierender Übergriff, der durch nichts zu
rechtfertigen ist.“ Wenn derartige Über-
griffe aus einer Menschenmenge erfolg-
ten, sollte eine Regelung wie bei der Be-
teiligung an einer Schlägerei geschaffen
werden. Dann mache sich bereits derje-
nige strafbar, der daran teilnimmt, auch
wenn sein konkreter Tatbeitrag nicht
bewiesen werden könne.

Die massenhaften Angriffe auf Frauen
in der Silvesternacht – vor allem in Köln
– hatten eine öffentliche Debatte über
den Schutz der sexuellen Selbstbestim-
mung von Frauen ausgelöst. Der Gesetz-
entwurf war bereits im Sommer 2015 an
die verschiedenen Ressorts der Bundes-
regierung gegangen. Nach Angaben aus
der SPD hing er anschließend fünf Mo-
nate lang im Bundeskanzleramt fest.
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